
Bundessozialgericht
12/41 RA 458/70 I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt
al 180 I*ai 1 1m “ 97

Kläger und Revisionskläger,
Regierungshauptsekretär

815 Prozeßbevollmächtigter: „ ‚*„ . „ „ „ „ ° „ „ ° „ „Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte

Der 12‚ Senat des Bundessözialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 28° April 1974 durch

Senatspräsident Dr. H a u g
—Vorsit2ender—‚

Bundesridhterin G e y s e r ,
Bundesrichter Dr° Friederichs

,
Bundessozialrichter H a u s e n und

Bundessozialrichter H o e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 26° Mai 1970

wird zurückgewiesen°
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob der Kläger von der

Versicherungspflicht in der Angestelltenversicherung (AnV)zu

befreien ist(Art° 2.5 4.Abs„.4 Satz 4 Buchst° b des Angestell—
tenversicherungs—Neuregelungsgesetzes -AnVNG— idF des Finanz—
änderungsgesetzes —FinÄndG— 4967)°

Der Kläger, geboren 4927, war bis 54° Mai 4967 als Ange—

stellter beschäftigt° Seit 4° September 4960 war er wegen
Überschreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze versiche—

rungsfrei° Vom 4° Juni 4967 bis 50° April 4968 war er'
arbeitslose Seit 4° Mai 4968 ist er wieder als Angestellter

beschäftigt°

Der Kläger beantragte im Juni 4968 die Befreiung von der
Versicherungspflicht wegen Bestehens einer Lebensversiche—

rung° Die Beklagte lehnte den Antrag mit der Begründung ab,

der Kläger habe am 54° Dezember 4967 bzw" 4° Januar 4968

in keinem Beschäftigungsverhältnis gestanden und falle des—
halb nicht unter den betroffenen Personenkreis (Bescheid

vom 25° September 4968)° Der Widerspruch des Klägers wurde

zurückgewiesen (Bescheid vom 5° Februar 4969)°

Das Sozialgericht (SG) Stuttgart hat die Klage abgewiesen

(Urteil vom 48° September 4969), das Landessozialgericht

(LSG) Baden—Württemberg die Berufung des Klägers zurück—
gewiesen; die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 26° Mai

4970)°

Das LSG hat im wesentlichen sinngemäß ausgeführt, die bis

zum Inkrafttreten des FinÄndG geltende Fassung des Art„ 2
5 4 AnVNG sei mit der jetzigen Vorschrift‚ soweit hier von
Interesse, gleichlautend; deshalb bestehe kein Anlaß, die

neue Vorschrift anders als die vorhergehende auszulegen°
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Der Kläger sei in der beschäftigungslosen Zeit nicht An—

gestellter im Sinne der Befreiungsvorschrift gewesen° Die

Versicherungspflicht werde daran geknüpft, daß jemand be—

schäftigt sei (@ 2 Abs° 4 Nr° 4, 5 5 des Angestellten—

versicherungsgesetzes —AVG-)° Die gesetzliche Einschrän«

kung, daß nur solche Angestellten eine Befreiung beantra—

gen könnten, deren Beschäftigungsverhältnis im zeitlichen

Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des FinÄndG durch die—

ses Gesetz versicherungspflichtig geworden sei, verstoße

nicht gegen den Gleichheitssatzo Es sei sachlich vertret-

bar und geboten, die Ausnahmeregelung auf einen eng um—

grenzten und genau bestimmbaren Personenkreis zu beschrän-

ken, Mit einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten

Betrachtungsweise sei es vereinbar, daß auf das Bestehen
eines Beschäftigungsverhältnisses bei Inkrafttreten des
FinÄndG, das aufgrund der Gesetzesänderung Versicherungs-

pflichtig geworden sei, abgestellt werde,

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt, die

Urteile des LSG und des SG sowie den Bescheid in der

GeStalt des Widerspruchsbescheides aufzuheben°

Der Kläger rügt die Verletzung des Art° 2 @ 4 AnVNG° Er

meint, der Gesetzgeber habe die Befreiung vorgesehen, um

den früher nicht versicherungspflichtigen Angestellten

ihren alten Status zu erhalten und ihnen-finanzielle Doppel—

belastungen zu ersparen° Der Wortlaut "vor dem 4„4°4968"

bedeute, daß die Befreiungsmöglichkeit für alle jene An—

gestellten gegeben sei, die in ihrem letzten, vor dem

1° Januar 4968 gelegenen Angestelltenverhältnis versiche—

rungsfrei gewesen seien° Dies treffe bei ihm zu° Bei

der Auffassung der Vorinstanzen hätten Versicherte, die

zufällig am Stichtag nicht in einem Arbeitsverhältnis

standen, keine Befreiungsmöglichkeit, während andere, die

von der Sache her keine Versicherungsfreiheit benötigten,
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diese Möglichkeit hätten„ Eine andere Rechtsansicht führe
dazu, die Vorschrift wegen Verstoßes gegen den GleichheitS*

satz als verfassungswidrig zu bezeichneno

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen° Sie

weist auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom

260 Februar 4969 - 4 RA 25/68 - zu Art„ 2 $ 4 AnVNGidF des
Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) hin° Diese

Fassung des Gesetzes und die nach dem FinÄndG stimmten

— soweit es hier darauf ankomme — im Wortlaut und Inhalt

überein° Zwischen dem Inkrafttreten des neuen Rechts und

dem Versicherungspflichtigwerden müsse ein ursächlioher

Zusammenhang bestehen° Er fehle, wenn beim Inkrafttreten

des FinÄndG keine Angestellteneigenschaft vorliege‚ wie

beim Kläger am 4° Januar 4968°

Beide Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (@ 424 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II

Die Revision ist nicht begründet°

Art° 2 5 4 Abs° 4 AnVNG idF des FinÄndG 4967 setzt das Be—

stehen eines Beschäftigungsverhältnisses als Angestellter

Ende Dezember 4967 und am 4° Januar 4968 voraus°

Daß das Gesetz vom Bestehen eines Besohäftigungsverhältnis—

ses als Angestellter gm_j;‚ganyar_jgéé ausgeht, ergibt sich

aus der Anführung des Datums 4° Januar 4968 in Art° 2 5 4
Abso 4 Satz 4 Buchst° b und in Satz 5 AnVNGo Nach Buchst° b

muß die Lebensversicherung ”mit Wirkung vom 4° Januar 4968

oder früher" abgeschlossen sein° Wenn auch erst später ein»
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gegangene Beschäftigungsverhältnisse hätten erfaßt werden

sollen, müßte es im Gesetz noch heißen: “oder mit Wirkung

vom Beginn eines Später begründeten Angestelltenverhält—

nisses an" ooä° (vgl, auch Abs° 2 Satz 4 und Satz 5 des
Gesetzes); denn Zeiten, in denen eine Lebensversicherung,

aber kein Angestelltenverhältnis bestand, sind sozial—

versicherungsrechtlich gleichgültig; für solche Zeiten be—

darf es keiner Befreiung von der Versicherungspflicht° Die

Bestimmung “mit Wirkung vom 1° Januar 1968” hätte insoweit

für die Befreiung von.der Versicherungspflicht keinen Sinn„

Nach Satz 5 aaO érfolgt die Befreiung mit Wirkung vom

1° Januar 1968 an° Eine Befreiung hat nur für einen Zeit—

raum Bedeutung, in dem ein Angestelltenverhältnis besteht,

wenn ohne die Befreiung Versicherungspflicht gegeben wäre„

Hätte das Gesetz auch später begründete Angestelltenver—

hältnisse erfassen wollen, so hätte auch in Satz 5 noch

gesagt werden müssen: "mit Wirkung vom 1° Januar 1968 oder

vom späteren Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an"

oder "frühestens vom 1° Januar 1968 an"°
Das Gesetz hat nur eine einmalige Frist für den Befreiungs—

antrag — bis 50° Juni 1968 — bestimmt° Bei Begründung

eines Beschäftigungsverhältnisses nach dem 50° Juni 1968

wäre somit auch bei der Rechtsauffassung der Revision eine

Befreiung nicht möglicho Dies wäre aber ebenso "zufällig",

wie es nach der Auffassung der Revision die Daten "vor dem

1„101968" und 1° Januar 1968 sind; denn die allgemeinen

Gründe, die die Revision für ihre Auffassung im ZUSammen—

hang mit dem Gleichheitssatz anführt, können gegen jeden

Stichtag vorgebracht werdeno

Zu der Voraussetzung des Art° 2 5 1 Satz 1 AnVNGidF des
FinÄndG 1967, daß der Angestellte "yg;_dgm„jirganppg;396é"
nicht versicherungspflichtig war, hat der 1° Senat zu der bis

auf die Daten gleichlautenden Vorschrift des Art° 2 % 1 AnVNG

idF des RVÄndG entschieden, daß damit nicht eine irgendwann

vor diesem Tag liegende Angestelltenzeit gemeint ist, die
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Worte "vor dem 4„ Juli 4965" hätten keine andere Bedeutung‚

als wenn es hieße "bis zum 50° Juni 4965"; d„h° es müsse

bis dahin Versicherungsfreiheit wegen Überschreitens der
Jahresarbeitsverdienstgrenze bestanden haben (4 RA 25/68

vom 26.204969)° Bei dem gleichen Wortlaut ist auch die

Fassung der Vorschrift nach demFinÄndG 4967 in diesem Sinn
auSzulegen° Mit den Worten "vor dem 4" Januar 4968" wird

ein Zeitraum beschrieben, der an diesen Zeitpunkt heran—

reicht, also mit Dezember 4967 endet, nicht ein Zeitraum,
der schon zu einem früheren Zeitpunkt geendet hat (vgl°

auch die Regelung und die Stichtage in Abs„ 2 des Art° 2
% 4 AnVNG idF des FinÄndG 4967; hier ist für einen ähnlichen

Sachverhalt ausdrücklich der 54° Dezember 4967 bzw° Dezember

4967 genannt)°

Nach dem Wortlaut von Art„ 2 9 4 Abs° 4 AnVNG sowie Sinn
und Zweck der Vorschrift sollen sich solche Angestellten

befreien lassen können7 in deren Angestelltenverhältnis

das FinÄndG 4967 mit dem Fortfall der Versibherungsfreiheit

unmittelbar eingreift° Das ist nicht der Fall, wenn im

Dezember 4967 und am 4° Januar 4968 kein Angestellten-
verhältnis bestanden hat“ In solchen Fällen wird nicht

ein “Angestellter" in seinem Angestelltenverhältnis durch
das Inkrafttreten des FinÄndG 4967 betroffen° Beginnt ein

Angestelltenverhältnis erst im Januar 4968 oder später‚
ohne daß im Dezember 4967 ein Angestelltenverhältnis be—

stand‚ so entsteht Versicherungspflicht erst "auf Grund"

der Aufnahme der Beschäftigung gegen Entgelt nach @ 2

Abs„ 4 Nr° 4 AVG° Hat ein Angestelltenverhältnis vor In—

krafttreten des FinÄndG geendet, so berührt das neue Recht
den bisherigen Angestellten in dem aufgegebenen Beschäf—

tigungsverhältnis nicht mehr° In beiden Fällen fehlt es

an dem Merkmal des Art° 2 € 4 Abs° 4 AnVNGidF des FinÄndG
496?‚ daß ein vérsicherungsfreier Angestellter, also eine
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Person, die in einem Angestelltenverhältnis steht,

"auf Grund" des FinÄndG 4967 versicherungspflichtig

wird° In den genannten beiden Fällen führt die tat-
sächliche Änderung in den Verhältnissen der Person zu

Versicherungspflicht° Art° 2 $ 4 Abs„ 4 AnVNGidF des
FinÄndG_4967 bestimmt hingegen die Folgen der Änderung

des Gesetzes bei unveränderten tatsächlichen Verhält—

nissen°

Während einer Arbeitslosigkeit besteht kein Angestell—

tenverhältnis weiter; denn es fehlt an einem Arbeitgeber°

Es ist auch nicht möglich, bei der Anwendung des Art° 2

€ 4 Abs° 4 AnVNG idF des FinÄndG 4967 den Zustand der

Arbeitslosigkeit einem Angestelltenverhältnis gleich—

zusetzen° '

Die hier vorgenommene Auslegung des Art° 2 5 4 AnVNG

verstößt nicht gegen den Gleichheitssatz des Grund—

gesetzes° Das Bundesverfassungsgericht hat bereits ent—

schieden, daß die in Art° 2 5 2 Nr° 4 FinÄndG 4967 (die

Neufassung des Art„ 2 5 4 AnVNG) enthaltene Übergangs—

regelung nicht verfassungswidrig ist (BVerfG vom

44° Oktober 4970 — 4 BvR 755/68, 695/70, 696/70 in

SOZR Nr° 8 S° Ab 6 zu Art„ 2 GG, NJW 4974‚ 565 bis 574)°

Der Kläger stand zu den rechtserheblichen Zeiten nicht

in einem Angestelltenverhältnis° Art„ 2 5 4 Abs„ 4 AnVNG

idF des FinÄndG 4967 trifft daher für ihn nicht zu° Er

hat keinen Anspruch auf Befreiung von der Versicherungs—
pflicht° Die EntsCheidung des LSG ist gesetzmäßig°

Die Revision ist deshalb unbegründet und zurückzuweisen°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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